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Go. 237.) Allethöchſte Kabinetsorder vom Sten Mai 1874. daß bei hypothekariſchen 
BES Forderungen die Domainen⸗Pfandbriefe gleich den ritterſchaftlichen in 
Zahlungöſtatt angenommen werden ſollen. W 


\ “= S b 1 te 
Auf die bis jetzt häufig ſtatt gefundenen Anfragen: ob in Gemäßheit des 
H. 3. Meiner Verordnung vom 20ſten Juni 1811. die Domainen⸗Pfand⸗ 
briefe gleich den Privat⸗Pfandbriefen in Zahlungsſtatt angenommen werden 
müſſen, und ob damit für zu erfuͤllende Privatverbindlichkeiten Kaution be⸗ 
ſtellt werden kann? finde Ich Mich, in Erwägung, daß der F. 3. des in 
Rede ſtehenden Geſetzes nur von Pfandbriefen uͤberhaupt ſpricht, ohne, wie 
ſolches auch nicht Meine Abſicht geweſen, einen Unterſchied zwiſchen Pfand⸗ 
briefen der einen und der andern Art zu machen, veranlaßt, hierdurch feſt⸗ 
zuſetzen: daß die bis zum 24ſten Juni 181 1. hypothekariſch verſicherten, vom 
Glaͤubiger gekündigten Kapitalien nach der Wahl des Schuldners eben od 
wohl in Domainen⸗Pfandbriefen der Provinz, in welcher das, für die For⸗ 
derung verhaftete Grundſtuͤck belegen iſt, als in ritterſchaftlichen Pfandbriefen 
derſelben Art, zum Nennwerthe zuruͤckgezahlt werden koͤnnen, und vom Glaͤu⸗ 
biger angenommen werden muͤſſen; und daß es dem Schuldner, da, wo der⸗ 
ſelbe Sicherheit zu beſtellen hat, freiſtehen folle, folche in Domainen⸗ oder in 
ritterſchaftlichen Pfandbriefen zu leiſten. 5 5 

Sie haben nunmehr dieſe Meine Erklaͤrung der oben erwähnten Ver⸗ 
ordnung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, und Ich mache es Ihnen, 
dem Juſtizminiſter, zur Pflicht, die betreffenden Juſtizbehoͤrden mit der er⸗ 
forderlichen Inſtruktion dahin zu verſehen: daß dieſelben ſofort alle uͤber die 
Annahme von Domainen⸗Pfandbriefen ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten nach 
der, in dieſer Meiner Ordre ausgeſprochenen Beſtimmung entſcheiden. 

Hauptquartier Paris, den ten Mai 1814. 


. Friedrich Wilhelm. 
An den Staatskanzler Freiherrn von Hardenberg, 
und den Staats⸗ und Juſtizminiſter von Rircheiſen. 


Jahrgang 1813. g N x [No. 232.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 19ten Juli 1814.) 


En 8 
(No. 232.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 27ſten Mai 1814. } die Aufhebung ber 
unbedingten Kantonpflichtigkeit und die-Nädfehr der im Militairdienft 
ſtehenden Beamten betreffend. g 


Nieden der Zweck der großen Anſtrengungen Meiner Unterthanen fo gluͤck⸗ 
lich erreicht worden iſt, und Ich in Folge deſſen bereits verfuͤgt habe, daß 
die Detaſchements der freiwilligen Jaͤger aufgelöfer werden follen, damit letz⸗ 
tere zu ihrem fruͤhern Beruf und zu ihren vorigen Geſchaͤften zuruͤckkehren 
koͤnnen, will Ich nun auch die fruͤhere Beſtimmung, nach welcher jeder Juͤng⸗ 
ling, der das I7te Jahr vollendet hat, ohne Ausnahme zum Militairdienſt 
ſich zu ſtellen ſchuldig iſt, in Abſicht derer hierdurch aufheben, welche nach 


der bisherigen Verfaſſung nicht kantonpflichtig ſind, und uͤberlaſſe Ihnen, f i 


ſolches zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. ER ax 
Auch ſetze Ich zugleich feſt, daß ſaͤmmtliche Beamten, ſowohl Raͤthe 


als Referendarien, Auskultatoren und Subalternen, desgleichen Profeſſoren— 


an Univerſitaͤten und Lehrer an hoͤhern Schulen, welche freiwillig in Kriegs⸗ 
dienſte getreten ſind, nunmehr in ihre Aemter zuruͤckkehren ſollen, um ſie 
ihrem eigentlichen Berufe nicht laͤnger zu entziehen, und daß, wenn einzelne 
von ihnen im Militairdienſt zu verbleiben wünſchen, dazu Meine Genehmi⸗ 
gung beſonders eingeholt werden muß. Se 
Ich trage Ihnen hierdurch auf, die letztere Beſtimmung nicht nur der 
Armee durch das Allgemeine Kriegs⸗Departement bekannt machen zu laſſen, 
ſondern auch das, was ſonſt zu ihrer Ausführung etwa noch erforderlich iſt, 
zu verfügen. ‚eng P Fee RR 55 3 RER 
se Yanpfquartier Paris, den 27ſten Mai 1814. 


Friedrich Wilhelm. 


An , > 
den Staatskanzler Freiheren von Hardenbeng. 
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(No. 233.) Alkerböchſte Kabinetsorder vom agſten Mai 1814. e die kuͤnftige 
a "Gold: Einnahme und Gold ER 3 Ä x 
N. Mir in Ihrem Berichte vom F Isten d. M. gen hen Vorſchlaͤge, 
wegen der Eimftig- bei den Landesherrlichen Revenuͤen zu entrichtenden Gold⸗ 
Raten und wegen der dagegen nach einem gleichen Maasſtabe zu zahlenden 
Beſoldungen „ ſowohl an das Militair, als Civile, finde Ich ganz zweckmaͤßig, 
beſonders damit die bei letzteren bisher zur Ungebuͤhr beſtandenen Mißserhält- 
nniſſe mit einem Male gehoben werden. Ich genehmige daher und ſetze hiemit 
8 Folgendes feſt: a 5 
Fuͤr die Gold⸗ N 
A. In Abſicht der direkten Steuern kann es einſtweilen und bis zu einer 
allgemeinen Berichtigung noch bei der een Zahlungsart ſein Be⸗ 
wenden behalten. Dagegen ſollen 5 
B. kuͤnftig die Domainen⸗Paͤchte bei Schließung neuer Kontrakte mit 3 
Golde bedungen werde. 
C. Bei den Forſtgefaͤllen will ich für jetzt, wo der Holzhandel ſo ſehr dar⸗ 
nieder liegt, den Verkauf des Holzes zum gewoͤhnlichen innern Debit, 
nicht durch die Goldzahlung erſchweren; dafuͤr hat es aber kein Be⸗ 
denken, beim Verkauf anſehnlicher Quantitaͤten zum auswaͤrtigen Debit 
die Bezahlung mit wenigſtens 3. in Golde ae 
D. Bei den Aceiſe-Gefaͤllen werden 3 a 
I. die Abgaben, für 
das Schlachtvieh, 
das Getreide zum Backen, zu Mehl, Gruͤtze und Graußen, zu 
Puder und Staͤrke und zu Futter: Schroot, f f 
das Malz zum Bierbrauen, | | 
das Getreide und für die Wurzel-Gewaͤchſe zum Brande nbrene 
fo wie der Blaſenzins, . 
binfübro ganz in Silbergeld entrichtet und die zum Theil mit z 2, 3 und 
= in Golde erhobene Rate, darf von dieſen, zu den erſten Lebensbe⸗ 
duͤrfniſſen gehoͤrigen Objeeten nicht mehr erhoben werden; 
2. ſaͤmmtliche übrige Aceiſe-Abgaben, welche 5 Rthlr. und mehr auf 
eeiinmal betragen, werden ſo, wie es bereits in Schleſien der Fall 
iſt, zur Haͤlfte in Golde abgefuͤhrt. 
E. Saͤmmtliche Licent⸗, Zoll⸗ und Tranſito⸗ Abgaben, welche 2 Nihlr. 
12 gGr. und mehr betragen, ſind ganz in Golde zu bezahlen. 
F. Die Berichtigung der Goldabgaben geſchieht nach der Wahl der Steuer⸗ 
ſchuldigen in Friedrichsd'or zu 5. Nihlr, oder in Dukaten zu 2 Rthlr. 


18 gGr. 
G. Die 
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G. Die Goldzahlung muß ſtets in natura erfolgen und kann daher kein 


H. 


Silbergeld mit Agio dafuͤr angenommen werden. 
Zwiſchenſummen, die in Golde nicht zahlbar ſind, werden bei den Zoll⸗ 
Gefaͤllen in Silbergeld bezahlt, und bei den Aeciſe⸗Gefaͤllen nicht zur 
Berechnung der Goldquote gezogen. 5 
Nach vorſtehenden Grundſaͤtzen iſt vom Tſten Juni d. J. ab, in der 
ganzen Monarchie zu verfahren, und alle Feſtſetzungen, die Diefensent: 
gegen laufen, werden fuͤr aufgehoben erklaͤrt. 8 Sen 
Sollten aber a 5 


einzelne Faͤlle vorkommen, die es raͤthlich machen, Ausnahmen von der 


vorigen Beſtimmung zu machen; ſo will ich Sie hiermit autoriſiren, 
ſolche verfuͤgen zu duͤrfen. FR — 
Eben ſo beſtimme Ich in Abſicht 
Der Gold- Ausgabe: 
bei den Beſoldungen, daß = ER, 4 
J. die Geſandten an fremden Hoͤfen, mit dem uͤbrigen Geſandſchafts⸗ 
Perſonale, nach Umſtaͤnden, bei ihrem Gehalt, fo viel Gold als 
nöthig iſt, erhalten koͤnnen, und JJ. 

2. das Militair vom Compagnie⸗ und Eskadron⸗Chef inel. an, auf⸗ 
waͤrts, und das Civile, die Minifterial- Behörden bis auf die Re⸗ 
gierungen und Ober⸗Landes⸗ Gerichte und alle mit dieſen in gleichem 
Range ſtehenden Landes⸗Collegia inel., von den ihnen etatsmaͤßig 
ausgeſetzten Gehaͤltern, =. 


durchgehende ein Fünftel in Golde bei ihren Beſoldungen beziehen, und alle 
hoͤhere Gold- Antheile wegfallen ſoll e.. 


Den Civil⸗Beamten, welche bisher groͤßere Gold⸗Antheile bezogen 


haben und kuͤnftig nur 3 in Golde erhalten werden, iſt das Agio von dem 


bisherigen Mehrbetrage mit 10 Proceut bei dem Gehalts⸗Reductions⸗Plane 
zu gut zu rechnen. 5 


Sie haben hiernach das Weitere zu veranlaſſen. n 
Hauptquartier Paris, den 20ſten Mai DSI 


N Briedrich Wilhelm. 
An l 


den Staats⸗ und Finanzminiſter von Bülow. 


3 


